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Gesetz über Zuwiderhandlungen gegen weinrechtliche 
Vorschriften der Europäischen Gemeinschaften 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Durch die Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 und 
die zu ihnen ergangenen Verordnungen des Rates und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften sind die ent- 
gegenstehenden und inhaltsgleichen nationalen weinrechtlichen 
Vorschriften unanwendbar geworden. 

Zur Durchsetzung der in den Verordnungen der Europäischen 
Gemeinschaften enthaltenen weinrechtlichen Vorschriften feh- 
len Sanktionsbestimmungen. 


B. Lösung 

Für eine Übergangszeit bis zum 31. August 1971 — dem Zeit- 
punkt des Ablaufs der Ubergangsregelungen der EWG-Wein- 
marktorganisation und des geplanten Inkrafttretens eines deut- 
schen Durchführungsgesetzes zum EWG-Weinrecht — • sollen 
Zuwiderhandlungen gegen weinrechtliche Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften als Ordnungswidrigkeiten mit 
Geldbuße bis zu 50 000 DM bedroht werden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Gesetzentwurfs. 


C. Alternativen 

Wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Keine 
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— Drucksadle VI/1593 — 


A. Bericht der Abgeordneten Bauer (Würzburg) und Dr. Stark 

(Nürtingen) 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutsdien Bundes- 
tag in seiner 87. Sitzung am 16. Dezember 1970 dem 
Redits aus schuß federführend und dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit sowie dem Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
mitberatend überwiesen. 

Der Recht saus schuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner 37. Sitzung am 11. Februar 1971 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt in Übereinstimmung 
mit den mitberatenden Ausschüssen einstimmig, den 
Gesetzentwurf anzunehmen. 

Die EWG-Verordnungen Nr. 816/70 und Nr. 817/70 
des Rates vom 28. April 1970 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 99) und die auf Grund 
dieser Verordnungen erlassenen Durchführungsver- 
ordnungen der Kommission harmonisierten wesent- 
liche Teile des Weinrechts für den Bereich der Euro- 
päischen Gemeinschaften. Die Verordnungen sind 
nach Artikel 189 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. März 
1957 (BGBl. II S. 766) in den Mitgliedstaaten unmit- 
telbar geltendes Recht. Die Vorschriften des deut- 
schen Weingesetzes sind insoweit außer Kraft ge- 
setzt, als entsprechende Regelungen vorhanden wa- 
ren. — Nacii Artikel 5 des Vertrages wie auch den in 
der Anlage: ^ Drucksache 1593 ersichtlichen rund 
20 Detail-Verordnungen (vgl. z. B. Artikel 13 Abs. 1 
der Verordnung Nr. 817/70) ist die Bundesrepublik 
verpflichtet, Vorsorge für die Beachtung der wein- 
rechtlichen EWG-Vor Schriften zu treffen und deren 
Einhaltung zu gewährleisten. Für die sich aus die- 
sen Verordnungen ergebenden Sachverhalte und 
Tatbestände fehlen Bestimmungen für die Folgen 
von Verletzungen der teils im Lauf des Jahres 1970, 


teils im Januar 1971 in Kraft getretenen Vorschrif- 
ten. Zur Ahndung solcher möglicher Verstöße sind 
Sanktionsbestimmungen geboten, für deren Gestal- 
tung der einzelne EWG-Mitgliedstaat freie Hand 
hat. — Bis zum 31. August 1971, dem Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens der Übergangs-Regelungen der 
EWG-Weinmarkt-Organisation und dem Inkrafttre- 
ten eines bereits in Ausarbeitung befindlichen deut- 
schen Durchführungsgesetzes zum EWG-Weinrech't 
ist die entstandene Lücke zu schließen. Bis zum Erlaß 
differenzierterer Sanktionsbestimmungen bieten sich 
Maßnahmen im Rahmen des Ordnungswidrigkeiten- 
rechts an. 

Die wesentlichsten Tatbestände, bei denen Geld- 
bußen nach Ordnungswidrigkeiten-Regelung zu ver- 
hängen wären, sind Verstöße gegen Gebote bzw. 
Verbote betreffs Einhaltung von Alkohol-Gehalten, 
Entsäuerung bzw. Süßung, Vermischen von Jung- 
Wein bzw. Wein-Verschnitt, gegen die Beachtimg 
der für die Qualifikation als Qualitätswein und An- 
baugebiets-Merkmale festgelegten Auflagen sowie 
gegen die Etikettierung, Meldepflichten und Kontroll- 
maßnahmen. Da eine Differenzierung nach den viel- 
fältigen einzelnen Tatbeständen kaum möglich sein 
dürfte, ist eine generelle Regelung nach dem Ord- 
nungswidrigkeiten-Gesetz die gangbarste Lösung. 
Dabei muß davon ausgegangen werden, daß die 
Kommission der Gemeinschaften von der ihr einge- 
räumten und noch nicht abschließend ausgeschöpften 
Ermächtigung zum Erlaß weiterer Durchführungsver- 
ordnungen Gebrauch macht und eventuell audi be- 
reits erlassene Verordnungen abändert. 

Der Bußgeld-Rahmen bis zu 50 000 DM ist bei 
schweren vorsätzlichen Verstößen — insbesondere 
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auch bei größeren kommerziellen Unternehmun- 
gen — auf dem Sektor der Wirtschaft geboten und 
ausreichend, zumal es auf der einen Seite um eine 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit gehen 
kann, zum anderen die Qualität der einschlägigen 
Produkte nach der Eigenheit der auf den Markt ge- 
langenden Ausgangsstoffe und der Erzeugnisse zu 
fördern ist und ebenso der Verbraucher vor Irre- 
führungen geschützt werden sollte. Bei fahrlässigem 
Handeln ist das Höchstmaß der Geldbuße gemäß 


§ 13 Abs. 2 OWiGes auf 25 000 DM begrenzt. Auch 
die Einziehung von Gegenständen, die mit einer mit 
Bußgeld bedrohten Handlung bzw. Unterlassung in 
Zusammenhang stehen, soll gemäß §§ 18 bis 25 
OWiGes statthaft sein. — Das Gesetz soll auch im 
Bereich Berlin gelten. — Ein möglichst baldiges In- 
krafttreten — am Tag nach der Verkündung — ist 
erforderlich, um die vorhandene Lücke schnell zu 
schließen. 


Bonn, den 26. Februar 1971 


Bauer (Würzburg) Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/1593 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 26. Februar 1971 


Der kechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Bauer (Würzburg) Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 



